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Es bleibt also die wesentlichs-

te Frage bei der Erstellung 

von Kriterien durch die 

Kommission noch offen, wel-

che zu akzeptierenden Risiken 

bei der „Endlagerung“ von 

Atommüll angesetzt werden, 

welche – nunmehr deutlich 

höheren – Risikofaktoren an-

gesetzt werden und von wel-

cher Modellierung ausgegan-

gen wird und wie eine auf 

Modellen, Annahmen und 

Wahrscheinlichkeiten basie-

rende Bewertung schließlich 

im Rahmen eines Suchverfah-

rens erörtert und kommuni-

ziert werden kann. 

Es ist zu bedauern,  dass damit 

eine der grundlegendsten Fra-

gen der Beurteilung von Risi-

ken durch Freisetzung von 

Radioaktivität aus dem Atom-

müllendlager wenige Wochen 

vor Ende der zweijährigen (!) 

Arbeit der Kommission noch 

weitgehend offen und unge-

klärt ist. Die Kommission zum 

Standortauswahlgesetz ist da-

mit ihrer Aufgabe nicht ge-

recht geworden, Kriterien für 

die Beurteilung der Sicherheit 

und des Strahlenschutzes der 

Bevölkerung zu erstellen, da 

die Beurteilung des Strahlen-

schutzes weitgehend ausge-

blendet wurde.  

Die Mitglieder der Kommissi-

on Lagerung hoch radioakti-

ver Abfallstoffe (Endlager-

Kommission) haben sich auf 

ihren Sitzungen am 23. und 

24. Mai 2016, also kurz vor 

deren Auflösung, erstmals in 

ihrer Gesamtheit mit geowis-

senschaftlichen Kriterien der 

Endlagersuche auseinanderge-

setzt. Diskutiert wurde ein von 

der zuständigen Arbeitsgruppe 

3 ausgearbeiteter Kapitel-

Entwurf für den Abschlussbe-

richt der Kommission, der bis 

Ende Juni erstellt werden 

muß. Über den Großteil der 

Kriterien herrschte sowohl in 

der Kommission als auch zu-

vor in der Arbeitsgruppe Ein-

vernehmen, wird mitgeteilt. 

Intensiver diskutiert worden 

seien allerdings die Vorgaben 

zur Mächtigkeit des sogenann-

ten „einschlusswirksamen Ge-

birgsbereiches“ sowie die Rol-

le eines möglichen Deckge-

birges über dem „einschluss-

wirksamen Gebirgsbereich“ 

und die Frage, wie dazu Krite-

rien formuliert werden könn-

ten. Dissens bestand ebenfalls 

in Hinblick auf Temperatur-

grenzen bei der Einlagerung 

von Atommüll in Salz. Mit-

glieder der zuständigen Ar-

beitsgruppen sollen nun zur 

nächsten Sitzung am 2. Juni 

2016 jeweils Lösungsvor-

schläge vorlegen. 

Die geowissenschaftlichen Kri-

terien gliedern sich nach dem 

Entwurf in Ausschluss-, Min-

dest- und Abwägungskrite-

rien. Ausschluss- und Min-

destkriterien sollen demnach 

insbesondere in der ersten 

Phase der Endlagersuche eine 

wichtige Rolle spielen. Auf 

ihrer Grundlage sollen Gebie-

te ausgewählt werden, die für 

eine weitere Erkundung vor-

gesehen sind. Ausgeschlosse-

nen werden sollen zum Bei-

spiel Gebiete, in denen etwa 

von zu hohen seismischen und 

vulkanischen Aktivitäten aus-

gegangen werden kann. Als 

Mindestanforderungen sind 

zum Beispiel wirtsgesteinsspe-

zifische Flächenbedarfe ge-

nannt. Auch eine minimale 

Tiefe des „einschlusswirksa-

men Gebirgsbereiches“ soll es 

geben. 

Diskussionen gab es zu der 

Mindestanforderung, dass der 

„einschlusswirksame Gebirgs-

bereich“ mindestens 100 Me-

ter mächtig sein soll. Für Salz 

und Ton ist dies unproblema-

tisch. Insbesondere Nieder-

sachsens Umweltminister Ste-

fan Wenzel (Bündnis 90/Die 

Grünen) wies aber darauf hin, 

dass durch diese Vorgabe mög-

licherweise kristalline Gesteins-

formationen, insbesondere Gra-

nit, von vornherein aus dem 

Verfahren fielen, obwohl laut 

Standortauswahlgesetz alle 

Wirtsgesteine in Betracht ge-

zogen werden sollen. Weitere 

Mitglieder der Kommission 

wiesen ebenfalls darauf hin, 

dass es sehr unwahrscheinlich 

sei, eine solche Formation zu 

finden. Bei kristallinen Ge-

steinsformationen müsse die 

Möglichkeit bestehen, auch 

„kleinteiliger“ mit der Mäch-

tigkeit umzugehen. 

Die Abwägungskriterien die-

nen im Zusammenwirken mit 

Sicherheitsuntersuchungen da-

zu, Standortregionen und 

Standorte im späteren Verlauf 

des Suchverfahrens zu ver-

gleichen. Unter ihnen sind 

Kriteriengruppen eingeordnet, 

die sich etwa auf die Güte des 

Isolationsvermögens und des-

sen Absicherung beziehen. 

In Hinblick auf das Kriterium 

„Gute Temperaturverträglich-

keit“ diskutierten die Mitglie-

der der Endlager-Kommissi-

on, ob auch für Salz eine 

Temperaturgrenze von 100 

Grad Celsius eingeführt wer-

den sollte. Bei Kristallin und 

Ton ist das Konsens. Wenzel 

sprach sich für eine solche Lö-

sung aus, da es für die Sicher-

heit auf jeden Fall besser wä-

re. Zudem würden bei 200 

Grad Celsius gegebenenfalls 

Probleme bei der Rückholung 

der Abfälle auftreten, wenn 

dies nötig werden sollte. Der 

Vertreter der Atomindustrie 

Bernhard Fischer meinte da-

gegen, dass eine höhere Tem-

peratur auch Vorteile biete: So 

würde Salz dann schneller 

„kriechen“. Der Vertreter der 

Wirtschaft Wolfram Kudla 

meinte zudem, dass die Zuläs-

sigkeit höherer Temperaturen 

auch eine kleinere Endlager-

Fläche bedeute. Die Tempera-

turhöhe solle seiner Ansicht 

nach innerhalb verschiedener 

Endlager-Konzepte abgewo-

gen werden. Eine Festlegung 

auf 100 Grad Celsius sei nicht 

geboten. Klaus Brunsmeier 

vom Bund für Umwelt und 

Naturschutz Deutschland e.V. 

(BUND) mahnte mit Blick auf 

die Vergangenheit an, alles gut 

zu hinterfragen, was Aussagen 

zum Thema Salz beträfe. 100 

Grad seien ein guter Ansatz, 

um „loszumarschieren“, das 

Kriterium sei aber für weitere 

Forschung offenzuhalten, wie 

es auch der Wissenschaftsver-

treter Ulrich Kleemann gefor-

dert hatte. Zur nächsten Sit-

zungen sollen nun Vorschläge 

zur Entscheidung vorgelegt 

werden. 

Uneinigkeit besteht auch im 

Hinblick auf die Rolle des 

Deckgebirges und damit die 

Position von Gorleben. Inner-

halb der Arbeitsgruppe sei es 

bisher nicht gelungen, einen 

Kompromiss darüber herzu-

stellen, ob deckgebirgsspezifi-

sche Kriterien in der Abwä-

gung eine Rolle spielen soll-

ten, heißt es. Dagegen habe 

sich etwa der Atomindustrie-

vertreter Fischer ausgespro-

chen. Es sei nicht gelungen, 

ein solches Kriterium für alle 

Endlagersysteme zu formulie-

ren. Das Kriterium sei auch 

nicht notwendig, weil die Rol-

le des Deckgebirges auch in 

anderer Form, etwa im Rah-

men der Sicherheitsuntersu-

chung, behandelt werden kön-

ne. Ähnlich äußerte sich Stef-

fen Kanitz (CDU). Ein Abwä-

gungskriterium, das sich nur 

auf die Schutzfunktion von Deck-

gebirgen für Salz beziehe, sei 

gegenüber den anderen Typen 

eine Ungleichbehandlung. Mit 

der Festlegung einer Mindest-

tiefe sei das dahinter stehende 

Problem aufgegriffen worden. 

Der Wissenschaftsvertreter Det-

lef Appel hatte in dem Kapi-

tel-Entwurf hingegen einen 

Ansatz formuliert, der eine 

„orientierende Beurteilung“ 

von Deckgebirgen im Hin-

blick auf den Schutz des „ein-

schlusswirksamen Gebirgsbe-

reiches“ erlauben soll, bis aus-

differenziertere Kriterien vor-

liegen würden. Niedersach-

Atommüll-Endlagerkommission 
 

Erstmals geowissenschaftliche 
Auswahlkriterien behandelt 
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sens Umweltminister Wenzel 

wiederum hatte vorgeschla-

gen, bei Salzformationen ein 

„günstiges Deckgebirge“ für 

einen Zeitraum von 15.000 

Jahren als „Mindestanforde-

rung“ aufzunehmen. Kanitz 

und Appel sollen nun zur 

nächsten Sitzung einen Kom-

promissvorschlag vorlegen. 

Kommission Lagerung hoch radi-

oaktiver Abfallstoffe: Entwurf 

des Berichtsteils zu Teil B – Ka-

pitel 6.5.4 bis 6.5.6 (Geowissen-

schaftliche Ausschluss-, Mindest- 

und Abwägungskriterien), K-Drs. 

209b v. 9.5.2016 

https://www.bundestag.de/blob/4

22192/320c93f77a3d327259b3cc

371c51c7fe/drs_209b-data.pdf   

 
Endlager-Kommission 
 

Gorleben und 
immer wieder 
Gorleben 
 
Die Mitglieder der Kommissi-

on Lagerung hoch radioakti-

ver Abfallstoffe (Endlager-

Kommission) haben sich auf 

ihrer Sitzung am 13. Mai 2016 

in einer Grundsatzdebatte mit 

dem Reizthema Gorleben aus-

einandergesetzt. Hintergrund 

der Debatte war ein bereits in 

der vorherigen Sitzung kont-

rovers andiskutierter Entwurf 

des Berichtsteils zum Standort 

Gorleben. Dort hieß es unter 

anderem, dass es Auffassung 

der Kommission sei, dass ein 

Standort aufgrund der Vorge-

schichte in Gorleben politisch 

nicht durchsetzbar sei. Zuletzt 

hatte sich auch Bundesum-

weltministerin Barbara Hend-

ricks (SPD) in die Diskussion 

eingeschaltet und gefordert, 

Gorleben im Sinne einer 

„Weißen Landkarte“ nicht vor 

Beginn des Suchverfahrens 

auszuschließen. 

Zwischen den Kommissions-

Mitgliedern umstritten war die 

Frage, inwiefern die Kommis-

sion eine Bewertung zu Gor-

leben treffen sollte. Überwie-

gend vertreten wurde dabei 

die Ansicht, dass zumindest 

ein Ausschluss Gorlebens aus 

dem Verfahren nicht Aufgabe 

der Kommission sein könne, 

wird in den Parlamentsnach-

richten des Deutschen Bun-

destages berichtet. Steffen 

Kanitz (CDU) sagte demnach, 

es sei nicht zu beurteilen, ob 

Gorleben geeignet sei oder 

nicht. Wenn dem so sei, wür-

de es sich im Suchverfahren 

zeigen. Ähnlich äußerte sich 

Sylvia Kotting-Uhl (Bündnis 

90/Die Grünen). Sie sei zwar 

eine 100-prozentige Gorleben-

Gegnerin, aber der Konsens in 

Hinblick auf den Neustart der 

Endlager-Suche sei gewesen, 

Gorleben erstmal im Verfah-

ren zu halten. Diese Vereinba-

rung könne die Kommission, 

wie auch etwa die Festlegung 

auf ein vergleichendes Such-

verfahren, nicht in Frage stel-

len. Ute Vogt (SPD) vertrat 

ebenfalls diese Auffassung. 

Nach ihrer Meinung sei es 

zwar politisch und geologisch 

unsinnig, an dem Standort 

festzuhalten, es sei aber der 

politische Grundkonsens ge-

wesen. 

Hubertus Zdebel (Die Linke) 

hob hervor, dass der Konsens 

nicht von der Links-Partei ge-

tragen werde. Sie habe auch 

aufgrund der Entscheidung, 

Gorleben im Verfahren zu hal-

ten, gegen das Standortaus-

wahlgesetz (StandAG) ge-

stimmt. Zdebel verwies da-

rauf, dass es Aufgabe der 

Kommission sei, das StandAG 

zu evaluieren. Das schließe 

auch die Paragrafen zu Gorle-

ben ein. 

Kommissionsmitglied Klaus 

Brunsmeier vom BUND sag-

te, dass der BUND ebenfalls 

schon gefordert habe, Gorle-

ben von Beginn an auszu-

schließen. Er sei überzeugt, 

dass, wenn die Kommission 

den Mut zeigte, Gorleben aus 

dem Verfahren zu nehmen, 

die Suche nach einem Endla-

ger zielführender verlaufen 

und auf eine höhere Akzep-

tanz stoßen würde. 

Kommissions-Mitglied Wolf-

ram Kudla mahnte hingegen, 

dass eine solche Entscheidung 

über Gorleben eine politische 

Entscheidung sei, die nicht 

von den Vertretern aus Wis-

senschaft und Gesellschaft in 

der Kommission getroffen 

werden könne, die über den 

Abschlussbericht abstimmen. 

Dafür sei die Politik zustän-

dig. 

Niedersachsens Umweltminis-

ter Stefan Wenzel (Bündnis 

90/Die Grünen) zeigte sich 

ebenfalls sicher, dass Gorle-

ben in einem „fairen, wissen-

schaftsbasierten“ Verfahren 

schnell ausscheiden würde. Er 

sei aber besorgt, dass eher po-

litische Kriterien angesetzt 

würden, da in Gorleben schon 

viel investiert und viel vorbe-

reitet worden sei. In Hinblick 

auf die andauernde Diskussion 

zu den wissenschaftlichen 

Kriterien der Endlagersuche 

mahnte Wenzel, nicht jedes 

Kriterium, das Gorleben in 

Frage stellen könnte, als ver-

meintlich politisches Kriteri-

um anzugreifen. 

Michael Müller, Ko-Vorsitz-

ender der Kommission, beton-

te, dass es für das Aufbauen 

von Vertrauen wichtig sei, die 

Geschichte Gorlebens aufzu-

arbeiten. Konflikte in der Auf-

fassung über die Geschichte 

sollten dabei nicht ausgeblen-

det, sondern beschrieben wer-

den, sagte Müller den Parla-

mentsnachrichten des Deut-

schen Bundestages zufolge. 

Der umstrittene Berichtsteil 

solle weiter von der zuständi-

gen Arbeitsgruppe bearbeitet 

werden. 

Die Bürgerinitiative Lüchow-

Dannenberg kommentiert da-

zu: „Im Fokus stand in diesem 

Jahr der Streit in der Endla-

gerkommission, wie mit dem 

bisherigen geplanten Endla-

gerstandort umzugehen sei. 

Endlich wird selbst in der 

Kommission des Deutschen 

Bundestages deutlich, dass es 

im Kern nur um die Frage 

geht, ob der fragwürdige Alt-

Standort im Spiel bleibt oder 

nicht. Und schon wieder gibt 

es politisches Gerangel um 

wissenschaftliche Ausschluss-

kriterien, um Gorleben im 

Suchverfahren fortzuschlep-

pen“, sagt BI-Sprecher Wolf-

gang Ehmke. „Wenn es dabei 

bleibt, dass ein tiefengeologi-

sches Lager favorisiert wird, 

bestehen wir auf einem Mehr-

barrieren-Konzept, einem Deck-

gebirge, das Wasser abweisend 

ist.“ 

„Zu behaupten, dass fachliche 

und sicherheitstechnische Kri-

terien frei von politischer Ein-

flussnahme sind, ist eine freie 

Erfindung derjenigen, die an 

Gorleben festhalten wollen“, 

sagt Wolfgang Ehmke weiter. 

Fakt sei, dass es unversöhnli-

che Lager in der Fachwelt 

gibt. „Die Argumente sind aus-

getauscht. Auch das Ringen in 

der Kommission um die Si-

cherheitsanforderungen ist 

nichts anderes als ein weiter-

gehendes Ringen um Gorle-

ben. Nach jahrzehntelanger 

politischer Einflussnahme auf 

den Fortgang der Arbeiten in 

Gorleben kann nur noch ein 

politischer Beschluss reinen 

Tisch machen.“ 

Jochen Stay erklärt für die Or-

ganisation .ausgestrahlt: „Es ist 

ein großer Fehler, die Debatte 

um Gorleben erst kurz vor 

dem Ende der Atommüll-

Kommission aufzumachen. Die-

se Frage hätte an den Anfang 

gehört. Jetzt zeigt sich, dass 

der immer wieder beschwore-

ne Konsens so überhaupt nicht 

existiert. 

Um so absurder ist es, dass 

nun manche innerhalb, aber 

auch außerhalb der Kommis-

sion, wie die Bundesumwelt-

ministerin, dem Vorsitzenden 

Michael Müller quasi verbie-

ten wollen, das Gorleben-Fass 

aufzumachen, weil es ja an-

geblich einen Konsens in die-

ser Frage gebe. Oder anders 

ausgedrückt: Eine Uneinigkeit 

darf nicht thematisiert werden, 

weil sich ja angeblich alle ei-

nig sind. Doch ein Konsens 

lässt sich nicht erzwingen. 

Die gesetzliche Aufgabenstel-

lung der Kommission beinhal-

tet ja gerade, Entscheidungen 

aus der Vergangenheit und 

auch die Regelungen des End-

lagersuchgesetzes in Frage zu 

stellen und neu zu diskutieren. 
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